
 

1.Änderung 

Bebauungsplan Nr. 25 

der 

Gemeinde Dahlem 

 

 
„Auf Schieferstein“ 

 
 
 

Gemeinde:    Dahlem 
Gemarkung:   Dahlem 
Kreis:     Euskirchen 
Regierungsbezirk:   Köln 
Land:    Nordrhein-Westfalen 
 
 

 
 

Begründung zum Bebauungsplan 
 

(Anlage ohne satzungsmäßige Bedeutung) 

  
 

 
Aufgestellt: 
Kall, im Mai 2022 

Satzungsbeschluss 
 
 
 

Bearbeitung im Auftrag der Gemeinde Dahlem: 

 



 

 

 Gemeinde Dahlem, 1.Änderung Bebauungsplan Nr. 25, Ortsteil Dahlem, „Auf Schieferstein“          2/16 
 

 
 
 
 

INHALTSVERZEICHNIS 
 

                 Seite 
 

 1 Lage des Plangebietes        3 
 

 2 Erfordernis der Planaufstellung       3 
 

 3 Verfahren; Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan   4 
 

 4 Umweltverträglichkeit; Artenschutz      5 
 

 5 Ökologische Bewertung des Plangebietes     6 
 

 6 Erschließung         7 
 

 7 Ver- und Entsorgung        8 
 

 8 Flächenbilanz         9 
 

9 Art und Maß der baulichen Nutzung      9 
 

9.1 Art der Bebauung        9 
 

9.2 Maß der baulichen Nutzung       9 
 

10 Garagen und Stellplätze, Nebenanlagen, Einfriedungen  10 
 
11 Vermeidungsmaßnahmen       11 
 
12 Ausgleichsmaßnahmen / Grünordnung     12 
 
13 Flächen für Rückhaltung und Versickerung von  
 Niederschlagswasser       12 
 
14 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen     12 
 

15 Immissionsschutz       13 
 

16 Durchführung und wesentliche Auswirkungen  
 des Bebauungsplanes, Bodenordnung    14 
 

17 Kosten        14 
 
18 Hinweise und Empfehlungen      14 
 
 
 
 

 



 

 

 Gemeinde Dahlem, 1.Änderung Bebauungsplan Nr. 25, Ortsteil Dahlem, „Auf Schieferstein“          3/16 
 

 

Begründung 
 

1. Lage des Plangebietes 

Der Geltungsbereich der 1. Änderung hat eine Gesamtgröße von ca. 0,68 ha. Er 
umfasst in der Flur 32, die Flurstücke 14 (teilw.) und 17 sowie in der Flur 46, die 
Flurstücke 114 und 115 (jew. teilw.) der Gemarkung Dahlem. 
 
Der Geltungsbereich der Änderung überplant den westlichen Bereich des Bebau-
ungsplan Nr. 25 „Auf Schieferstein“. Dieser wird nördlich durch die Wohnbebauung 
der Straße „Rennpfad“ und südlich durch einen Wirtschaftsweg begrenzt. Westlich 
schließt eine öffentliche Grünfläche des Ursprungsbebauungsplans sowie Grünland 
an. Östlich schließt der Geltungsbereich mit einer öffentlichen Verkehrsfläche und 
einer Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung „Fußweg“ ab.  
 
Das Plangebiet besteht aus einem nord- bis nordwestexponierten, hängigen Wie-
sen- und Weidengelände mit einem mittleren Gefälle von ca. 10 - 15 %. Steilere 
Teilbereiche weisen ein Gefälle von bis zu ca. 25 % auf.  
 
Das Gelände besitzt einen Gesamt-Höhenunterschied von ca. 12 m. Der tiefste Ge-
ländepunkt liegt mit ca. 516 m ü. NHN nordöstlich im Geltungsbereich. Der höchste 
Punkt liegt mit ca. 528 m ü. NHN an dem, das Plangebiet südlich begrenzenden 
Wirtschaftsweg. Das Gelände steigt von Nordosten bzw. Norden in südwestliche 
bzw. südliche Richtung etwa gleichmäßig an. 
 

2. Erfordernis der Planaufstellung 

In dem, im Gebietsentwicklungsplan, als allgemeiner Siedlungsschwerpunkt ausge-
wiesenen Ort Dahlem besteht ein erheblicher Bedarf an Wohnbauflächen, insbe-
sondere für Familien mit Kindern. Die bisher im Hauptort der Gemeinde noch ver-
fügbaren Flächen werden in den nächsten Jahren fast vollständig bebaut sein. Es 
müssen daher rechtzeitig neue Wohngebiete geschaffen und erschlossen werden, 
um längerfristig die anhaltende Nachfrage nach Wohnraum in der Gemeinde befrie-
digen zu können. Aus diesem Grund ergibt sich eine neue Ausweisung von größe-
ren Wohnbauflächen im westlichen Teil des Plangebietes. Die Erschließung gestal-
tet sich so, dass eine Erweiterungsmöglichkeit nach Westen besteht. 
 
Das Plangebiet „Auf Schieferstein“, eignet sich besonders als Wohnstandort da es 
ortsnah und in unmittelbarer Nachbarschaft des Bahnhofs gelegen ist. Das Plange-
biet des gesamten Bebauungsplans ist südöstlich angebunden an die Ortslage Dah-
lem und rundet die am Rennpfad bereits vorhandene Wohnbebauung ab. Die städ-
tebauliche Entwicklung sieht für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 25, 
überwiegend Allgemeines Wohngebiet (WA) vor. Im 1. Änderungsbereich ist aus-
schließlich WA vorgesehen. 
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3. Verfahren; Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan 

Der Rat der Gemeinde Dahlem hat in seiner Sitzung vom 22.12.2021 den Aufstel-
lungsbeschluss über die 1. Änderung des Bebauungsplans 25 „Auf Schieferstein“ 
gefasst. Der Bebauungsplan wird gemäß § 13b Baugesetzbuch (BauGB), Einbezie-
hung von Außenbereichsflächen in das beschleunigte Verfahren, aufgestellt, da sich 
das Plangebiet direkt südöstlich an die Ortslage Dahlem und die dort befindliche 
Wohnbebauung anschließt. Dieses zeitlich begrenzte Planungsinstrument setzte in 
der bisherigen Fassung das Fassen eines Aufstellungsbeschlusses bis 31.12.2019 
voraus und musste bis Ende 2021 abgeschlossen sein. Mit Rechtskraft des Bau-
landmobilisierungsgesetzes und der damit verbundenen Änderung des Baugesetz-
buches vom 14.06.2021 wurde der Anwendungszeitraum für den § 13b BauGB bis 
31.12.2022 (Aufstellungsbeschluss) bzw. 31.12.2024 (Satzungsbeschluss) verlän-
gert. Außerdem kann im Rahmen des § 13b BauGB ausschließlich Wohnbaufläche 
ausgewiesen werden. Das Planverfahren wird nicht als Vorhabenbezogener Bebau-
ungsplan betrieben, sondern als Angebotsplanung gemäß § 8 BauGB. 

Voraussetzung für die Anwendung der nachfolgend beschriebenen Verfahrensver-
einfachungen ist, dass eine zulässige Grundfläche i. S. des § 19 Abs. 2 der Baunut-
zungsverordnung (BauNVO) oder eine Größe der Grundfläche von weniger als 
10.000 Quadratmetern festgesetzt wird. Weiter dürfen durch die Planung keine Zu-
lässigkeiten von Vorhaben begründet werden, die einer Pflicht zur Durchführung ei-
ner Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglich-
keitsprüfung oder nach Landesrecht oder der sog. „Störfallverordnung“ unterliegen. 
Auch dürfen durch die Planung keine Anhaltspunkte für die Beeinträchtigung der in 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b genannten Schutzgüter (Gebiete von gemeinschaftli-
cher Bedeutung und europäische Vogelschutzgebiete) bestehen. 

Diese Anwendungsvoraussetzungen liegen für das Plangebiet vor: 

Der Bebauungsplan schafft mit den Festsetzungen für eine bisher als Wirtschafts-
grünland genutzte Fläche die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine Wohn-
bebauung. 

Der Entwurf des Bebauungsplans hat gem. § 13 b i.V. m. § 3 Abs. 2 BauGB öffent-
lich ausgelegen. Aus der Öffentlichkeit gingen keine Stellungnahmen ein. Parallel 
erfolgte auch die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 
BauGB. 

Das Plangebiet der 1.Änderung des Bebauungsplans südlich der am „Rennpfad“ 
vorhandenen Wohnbebauung ist im Flächennutzungsplan größtenteils als Wohn-
baufläche ausgewiesen. Der westliche Teil des Änderungsbereiches ist private 
Grünfläche und der südliche Bereich Fläche für die Landwirtschaft (siehe Abbil-
dung). Die im Änderungsbereich dargestellte oberirdische Versorgungsleitung be-
ginnt in der Örtlichkeit erst südlich des Geltungsbereiches. 



 

 

 Gemeinde Dahlem, 1.Änderung Bebauungsplan Nr. 25, Ortsteil Dahlem, „Auf Schieferstein“          5/16 
 

 
Abbildung 1: Auszug aus dem Flächennutzungsplan der Gemeinde Dahlem 

 
Der Flächennutzungsplan stellt überwiegend bereits Wohnbaufläche dar. Die zwei 
kleinen Teilflächen sind im Wege der Berichtigung in der Darstellung zu Wohnbau-
fläche zu ändern. Eine Vorabstimmung wurde im Vorfeld mit der Bezirksregierung 
Köln getroffen. Diese hat ergeben, dass die Planung aus dem FNP entwickelt zu be-
trachten ist. Es erübrigt sich eine landesplanerische Anfrage gem. § 34 LPlG NRW.  

 

4. Umweltverträglichkeit; Artenschutz 

Da die vorliegende Änderung des B-Planes im beschleunigten Verfahren nach  
§ 13 b BauGB durchgeführt wird, gelten die Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung 
des Bebauungsplans zu erwarten sind, als i.S.d. § 13 a Abs. 2 Nr. 4 BauGB bereits 
vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig und sind gemäß § 1a Abs. 
3 Satz 5 BauGB nicht auszugleichen. Insofern entsteht keine Ausgleichspflicht. 
 
Da die naturschutzfachliche Eingriffs-Ausgleichs-Regelung nicht angewendet wer-
den muss, sind die zusätzlich möglichen Bodenversiegelungen nicht als Eingriffe in 
den Naturhaushalt zu werten. 
 
Ein Landschaftspflegerischer Begleitplan oder Umweltbericht ist nicht zu erstellen. 
 
Eine Artenschutzrechtliche Prüfung der Stufe II (ASP II) wurde im Jahr 2019 für ei-
nen zu der Zeit noch geplanten größeren Gebietsumfang der 1. Änderung des 
BPlan Nr. 25 durchgeführt. Daher gelten die in der ASP II für den aktuellen Ände-
rungsbereich formulierten Aussagen und Vermeidungsmaßnahmen (V2.1 und V3) 
weiterhin. Die vor zwei Jahren angefertigte ASP II wird durch die Untere Natur-
schutzbehörde des Kreises Euskirchen weiterhin akzeptiert, da der Fachbeitrag 
noch keine fünf Jahre alt ist. Das Gutachten kommt zu folgendem Ergebnis: 
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Da im Zusammenhang mit der Umsetzung der 1. Änderung des Bebauungsplans 
„Auf Schieferstein“ eine Betroffenheit von artenschutzrechtlich relevanter Arten nicht 
von vorne herein auszuschließen war, wurde eine gezielte Bestandserfassung der 
nach § 44 Abs. 1 ff. geschützten Reptilienarten durchgeführt mit dem Ziel, eine ggf. 
vorhandene Betroffenheit zu ermitteln. Für planungsrelevante Arten anderer Tier-
gruppen wurde das MTB-Meldeblatt 5605/1 des LANUV (2019) ausgewertet und ei-
ne ggf. vorhandene Betroffenheit anhand der Lebensräume und deren Strukturen 
ermittelt. Da keine aktuellen Daten vorlagen, ist hier von einen „Worst case Szena-
rio“ ausgegangen worden. Die nun vorliegende artenschutzrechtliche Konfliktanaly-
se kommt zu folgendem Ergebnis: 
 
Im Plangebiet und seiner Umgebung kommen mindestens sechs Fledermausarten 
als Arten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie vor, die hier allerdings keine Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten aufsuchen, sondern die vorhandenen Randstrukturen als 
Flugkorridore und zur Nahrungssuche nutzen. Da diese Randstrukturen vorhaben-
bedingt weitgehend erhalten bleiben und teilweise ersetzt werden, entstehen für 
Fledermäuse keine artenschutzrechtlichen Konflikte. Weitere Arten nach Anhang IV 
der FFH-Richtlinie kommen im Vorhabengebiet und seiner Umgebung nicht vor. 
 
Im Plangebiet sind weiterhin Brutvorkommen verschiedener nicht planungsrelevan-
ter Brutvogelarten anzunehmen. Bei diesen Arten treten im Regelfall keine Verbots-
tatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG ein, so auch im vorliegenden Fall, da für 
evtl. von Lebensraumverlusten betroffene einzelne Vorkommen dieser Vogelarten 
Ausweichmöglichkeiten in der Umgebung vorhanden sind und das Vorhaben ledig-
lich mit räumlich begrenzten Störwirkungen verbunden ist. Das Verbot eingriffsbe-
dingter Tötungen des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG gilt allerdings auch für die nicht 
planungsrelevanten Arten, somit sind Maßnahmen zur Vermeidung einer Gefähr-
dung der Individuen und Entwicklungsstadien erforderlich. Die nicht planungsrele-
vanten Vogelarten profitieren in gleichem Maße von den Vermeidungsmaßnahmen 
wie ihre planungsrelevanten Verwandten, denn hier sind Vögel des Siedlungsrau-
mes und dessen Randlangen, des Offen- und Halboffenlandes sowie der Hecken 
betroffen, bei denen angenommen werden kann, dass diese Arten ebenfalls in den 
Gehölzen brüten. 
 
Von den im Betrachtungsraum vorkommenden planungsrelevanten Vogelarten ist 
anzunehmen, dass die Arten Bluthänfling, Girlitz und Turteltaube im B-Plangebiet 
brüten. Unter Beachtung der in vorliegendem Gutachten vorgesehenen Vermei-
dungs- und Verminderungsmaßnahmen ist nicht mit artenschutzrechtlich relevanten 
Beeinträchtigungen durch das Vorhaben zu rechnen. Die Artenschutzprüfung 
kommt somit zu dem Ergebnis, dass für die im Betrachtungsraum vorkommenden 
artenschutzrechtlich relevanten Arten unter Berücksichtigung vorgenannter Maß-
nahmen keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1-3 
i.V.m. Abs. 5 BNatSchG eintreten. 
 

5. Ökologische Bewertung des Plangebietes 

Der Änderungsbereich, südöstlich des Ortszentrums von Dahlem gelegen, gehört 
naturräumlich zur Großlandschaft Hochardennen-Eifel, Kalkeifel, Eichholz-Rücken. 
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Bei der Bestandserfassung wurden die Biotoptypen gemäß der Arbeitsanleitung Bio-
topkartierung der LÖBF charakterisiert. Es wurden folgende Biotopty-
pen/Nutzungstypen festgestellt: 
 
- Gebüsche und Hecken 

Die Gebüsche und Hecken des Plangebietes haben sowohl für das Land-
schaftsbild als auch für den Naturhaushalt eine hohe Bedeutung. Sie gliedern 
die ansonsten agrarisch geprägte Landschaft und erhöhen in hohem Maße 
den Erholungswert einer Landschaft. Für Tiere und Pflanzen bieten sie wichti-
ge Rückzugsräume und haben darüber hinaus Leit- und Trittsteinbiotopfunkti-
onen (Biotopverbund). 

 
Diese wertgebenden Strukturen können im Wesentlichen erhalten und zusätzlich 
durch landschaftspflegerische Maßnahmen ergänzt werden.  
 
- Wirtschaftsgrünland 

Im Plangebiet sind Fettwiesen und Fettweiden anzutreffen. Ihre Bedeutung für 
die hier zu betrachtenden Potentiale ist als mittel anzusprechen. 

 
Unmittelbar an das Plangebiet grenzt südlich das Landschaftsschutzgebiet (LSG 
2.2-2 „Auen, Hecken und Wiesen bei Schmidtheim, Dahlem, Berk und Kronenburg“) 
des Landschaftsplanes 5.2 Dahlem (2003) an. Ein kleiner Teil im Süden des 1. Än-
derungsbereiches unterliegt dem Landschaftsschutz, welcher dort nach Inkrafttreten 
des Bebauungsplans zurücktritt (im Zuge der Berichtigung des FNP). Seitens der 
Unteren Naturschutzbehörde wird dem nicht widersprochen. 
 
Festzuhalten bleibt, dass keine nach § 62 LG-NW besonders geschützten Biotope 
betroffen sind.  
 
Die wichtigsten landschaftspflegerischen Ziele lassen sich wie folgt zusammenfas-
sen: 
 
- landschaftsgerechte Einbindung der geplanten Bebauung durch Erhaltung der 

Hecken im Süden des Gebietes und Neupflanzung von Gehölzstreifen und 
Baumgruppen 

- Minimierung der Neuversiegelung 

 

6. Erschließung 

Die Verkehrsanbindung des Gesamt-Baugebietes ist weiter östlich des Änderungs-
bereiches von der Straße „Rennpfad“ aus vorgesehen, die ausreichend leistungsfä-
hig für den zusätzlichen Verkehr aus der geplanten Wohnbebauung ist.  
 
Von hier aus führt die Straße wieder in Richtung „Rennpfad“, ohne daran anzu-
schließen. Der in Richtung „Rennpfad“ verlaufende Straßenabschnitt endet in einem 
Fußweg. Von dort aus ist im Bereich der 1. Änderung eine Stichstraße mit einer 
Länge von ca. 100 m vorgesehen, die acht Baugrundstücke erschließt. Diese endet 
in einer Wendeanlage, die bis an den Rand des Geltungsbereiches heran reicht. 
Damit wird eine potentielle Erweiterungsmöglichkeit des Wohngebietes offen gehal-
ten. Die geplante Straßenführung liegt so im Gelände, dass die erforderlichen Auf-
schüttungen und Abgrabungen für den Bau der Erschließungsstraße so gering wie 
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möglich gehalten werden. Sie erfolgt weitgehend hangparallel. Die Verkehrsfläche 
ist in einer Breite von 6,0 m geplant.  
 
Beim Bau der Verkehrsanlagen ergeben sich ggf. Betonrückenstützen sowie auf-
grund der Hängigkeit des Geländes Aufschüttungen und Abgrabungen, die in die 
privaten Grundstückflächen hineinragen und von den Eigentümern zu dulden sind 
(siehe Hinweise und Empfehlungen).  
 

7. Ver- und Entsorgung 

Gemäß § 55 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) soll Niederschlagswasser ortsnah ver-
sickert, verrieselt oder direkt über eine Kanalisation ohne Vermischung mit 
Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasser-
rechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftli-
che Belange entgegenstehen.  
 
Das Plangebiet wird im Trennsystem entwässert. Die Entwässerung des Ände-
rungsbereiches soll über den östlich anschließenden Wirtschaftsweg bzw. Fußweg 
in Richtung Rennpfad erfolgen. Das anfallende Niederschlagswasser wird über den 
am Rennpfad vorhandenen Regenwasserkanal in den nördlich des Plangebietes 
fließenden Moorbach eingeleitet. Erforderlich ist die Klärung einer gültigen Einleiter-
laubnis. Im Baugebiet anfallendes Schmutzwasser wird über die gemeindliche Ka-
nalisation der Kläranlage Dahlem zugeführt.  
 
Gemäß der durchgeführten Vorabstimmung mit der unteren Wasserbehörde des 
Kreises Euskirchen ist eine Rückhaltung des Niederschlagswassers im Plangebiet 
nicht zwingend erforderlich. Dennoch ist es aufgrund einer steigenden Zahl von 
Starkregenereignissen und zur Förderung der Grundwasserneubildung sinnvoll auf 
den privaten Baugrundstücken eine dezentrale Rückhaltung von Niederschlagswas-
ser durchzuführen. Es wurde festgesetzt anfallendes Niederschlagswasser aus der 
Dachentwässerung in einer auf der privaten Grundstücksfläche gelegenen Regen-
rückhalteeinrichtung (z.B. Versickerungsmulde, Zisterne, naturnaher Teich usw.) zu 
sammeln und zu speichern. Das Fassungsvermögen der Rückhalteeinrichtung muss 
mindestens 20 Liter pro qm versiegelter Grundstücksfläche betragen. Der Nachweis 
hinsichtlich der Dimensionierung ist im Baugenehmigungsverfahren zu führen. 
Überschüssiges Wasser ist durch einen Überlauf in die Regenwasserkanalisation 
einzuleiten. 
 
Die Versorgung des Baugebietes ist mit Wasser, Strom, Gas und Telekom-
munikation vorgesehen. Die Stromversorgung ist durch die Kreis-Energie-
Versorgung (KEV) sicherzustellen. Es ist vorgesehen, dass die Versorgung der ein-
zelnen Baugrundstücke mittels in den Verkehrsflächen zu verlegender Erdkabel er-
folgt.  
 
Die Trinkwasserversorgung des Baugebietes wird durch den Anschluss an die vor-
handene gemeindliche Wasserversorgung sichergestellt.  
 
Die weitergehenden Details zur Erschließung und Versorgung des Wohngebietes 
(Leitungsführung und Dimensionierung) werden Rahmen der sich anschließenden, 
noch durchzuführenden Fachplanungen mit den Versorgungsträgern rechtzeitig ab-
gestimmt. 
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8. Flächenbilanz 

Die Gesamtgröße des Änderungsbereiches beträgt ca. 0,68 ha. Die Flächen teilen 
sich wie folgt auf: 
       
Flächen      ha  % 

       
Öffentliche Verkehrsfläche    0,08 

 
 11,7 

       
Allgemeines Wohngebiet    0,59  86,8 

(darin: Pflanzflächen) 
 

   (0,10)                   
(8,8)        

Öffentliche Grünfläche 
 
 

   0,01        1,5 

        
Gesamtfläche    0,68 

, 
+,45+,566
66666666

6++ 
 
 
 

 100 

 
 

9. Art und Maß der baulichen Nutzung 

9.1 Art der baulichen Nutzung 
Das Plangebiet soll vorwiegend dem Wohnen dienen, daher wird der Änderungsbe-
reich weiterhin als Allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt. Die gem. § 4 Abs. 3 
BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen „Betriebe des Beherbergungsge-
werbes“, „sonstige nicht störende Gewerbebetriebe“, „Anlagen für Verwaltungen“, 
„Gartenbaubetriebe“ und „Tankstellen“ sind unzulässig. Diese Nutzungen finden im 
Geltungsbereich keine geeigneten Voraussetzungen und sind daher aus städtebau-
lichen Gründen unerwünscht. 
 
Der vorgelegte Änderungsbereich sieht die Schaffung von 8 Baugrundstücken gem. 
dem bereits erfolgten Umlegungsverfahren vor. Entsprechend der Struktur der um-
gebenden Bebauung ist für das gesamte Wohngebiet die Errichtung von Wohnge-
bäuden als Einzelhäuser vorgesehen.  
 
Das Vorhaben trägt der erforderlichen Einordnung in das Ortsbild sowie einer - für 
die Verhältnisse des ländlichen Raumes - flächensparenden städtebaulichen Ent-
wicklung des Ortes Dahlem mit seinem Wohnungsbedarf Rechnung. 
 
Die in den Textlichen Festsetzungen für das WA-Gebiet getroffene Einschränkung 
der höchstzulässigen Zahl von Wohnungen pro Wohngebäude auf zwei Wohnungen 
findet ihre Begründung in der angestrebten Anpassung an das Umfeld des Plange-
bietes mit vorwiegendem Einfamilienhaus-Charakter. 
 
Im Änderungsbereich wird durch die Festlegung von Flächen zur Anpflanzung und 
zum Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen eine Eingrünung 
des Baugebietes herbeigeführt. 
 
 

9.2 Maß der baulichen Nutzung 
Auf den zukünftigen Bauflächen des Plangebiets soll die Möglichkeit geschaffen 
werden, Wohnhäuser in relativ lockerer Bebauung zu errichten. Die Grundstückstie-
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fen betragen in etwa zwischen 25 und 30 m. Die Grundstücksbreiten wurden im Mit-
tel mit ca. 25 m angenommen. Die mittleren Grundstücksgrößen betragen etwa 700 
bis 800 m². Die Grundstücksgrößen orientieren sich damit einerseits an der aufgelo-
ckerten Bauweise der Umgebung des Baugebietes, andererseits auch an der Not-
wendigkeit eine - für den Siedlungsschwerpunkt Dahlem - angemessene Wohn-
dichte zu erreichen.  

 
Für das geplante Wohngebiet, das eine Nordwest bis Nordexposition und eine mitt-
lere Neigung von ca. 10-15 % aufweist, wird die Geschossigkeit auf ein Vollge-
schoss begrenzt, damit es nicht zu größeren Verschattungen durch höher liegende 
Gebäude kommt.  
 
Eine Dachneigung bis zu 45 Grad lässt bei einem Vollgeschoss grundsätzlich den 
Dachgeschoss-Ausbau zu. Die Hängigkeit des Geländes wird in den steileren Teil-
bereichen zu einer talseitigen Wohnnutzung der Untergeschosse führen.  
 
Die Grundflächenzahl (Verhältnis der bebauten zur unbebauten Grundstücksfläche 
=GRZ) wird für das WA-Gebiet entsprechend § 17 Baunutzungsverordnung mit 0,3 
festgesetzt. Damit werden die Orientierungswerte der Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) für die Grundstücksausnutzung  im WA-Gebiet um 0,1 unterschritten. Da 
die umgebende Bebauung eine geringe Ausnutzung der Grundstücksflächen auf-
weist, werden für die Allgemeinen Wohngebiete Geschossflächenzahlen von 0,4 
festgesetzt.  
 
Im Hinblick auf die Hang- und Ortsrandlage wird auf eine landschaftsgerechte Ein-
grünung des Baugebiets besonderer Wert gelegt und die maximal zulässige First-
höhe der Wohnbebauung auf 8,50 m begrenzt, um eine harmonische Einbindung 
der Gebäude in die umgebende Landschaft zu gewährleisten. 
 

10. Garagen und Stellplätze, Nebenanlagen, Einfriedungen 

Garagen, Carports und Stellplätze sind im WA-Gebiet allgemein zulässig, soweit sie 
in den überbaubaren Grundstücksflächen oder in den seitlichen Abstandsflächen 
der Baugrundstücke liegen. Diese müssen einen Mindestabstand von 5,00 m zu den 
Verkehrsflächen einhalten, damit ein weiteres Fahrzeug in der Zufahrt abgestellt 
werden kann. 

 
In den WA-Gebieten sind ein Mal pro Baugrundstück untergeordnete Nebenanlagen 
gem. § 14 Abs. 1 BauNVO bis max. 30 cbm Brutto-Rauminhalt zulässig. Dies gilt 
auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen, mit Ausnahme der gekenn-
zeichneten Flächen für Anpflanzungen oder Pflanzbindungen. Zu Straßenverkehrs-
flächen ist von diesen Nebenanlagen ein Mindestabstand von 15 m einzuhalten, 
damit diese im hinteren Teil der Grundstücke aufgestellt werden. 

 
Die der Versorgung des Baugebietes mit Elektrizität, Gas, Wärme und Wasser so-
wie der Ableitung von Wasser dienenden Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 2 
Bau NVO sind als Ausnahme innerhalb der Baugebiete zulässig, sofern sie so ein-
gegrünt werden, dass sie der Sicht von öffentlichen Verkehrsflächen aus entzogen 
sind, soweit dies technisch möglich ist. Dies gilt auch für fernmeldetechnische Ne-
benanlagen. 
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Vor die Außenwand des Hauptbaukörpers vortretende, untergeordnete Gebäudetei-
le (Erker oder Balkone, Dachvorsprünge etc.) sind gem. § 6 Nr. 7 Bauordnung NRW 
im Plangebiet zulässig. Darüber hinaus ist gem. § 23, Abs. 3 BauNVO ein Vor-
springen von nicht nur untergeordneten Gebäudeteilen (Garagen, Nebenanlagen, 
Wintergärten) über die Baugrenze hinaus bis 1,00 m Tiefe in max. 3,50 m Breite je 
Baugrundstück ausnahmsweise zulässig. Dies gilt nicht für Garagen und Carports. 
 

11. Vermeidungsmaßnahmen 

Um die Versiegelung möglichst gering zu halten sind die nicht überbauten oder be-
festigten Flächen innerhalb der Baugebiete zu begrünen.  

 
 Zur Verringerung des Niederschlagswasserabflusses und zur teilweisen Erhaltung 

der Bodenfunktion sind Stellplätze und deren Zufahrten, sowie wie die Zufahrten zu 
Garagen, Hauszugänge, Terrassen und andere befestigte Flächen so anzulegen, 
dass die Wasserdurchlässigkeit der Beläge dauerhaft gewährleistet ist. Zulässig 
sind z.B. Schotterrasen, wassergebundene Decken, Rasenpflaster mit mindestens 2 
cm breiten Fugen, offenporige und wasserdurchlässige Pflasterbeläge etc..  

 
Die im Bebauungsplan gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB gekennzeichneten He-
cken und Bäume sind dauerhaft zu erhalten und während der Bauphase zu schüt-
zen. 

 
Oberboden ist entsprechend § 202 BauGB (Schutz des Mutterbodens) und DIN 
18915 (Bodenarbeiten für vegetationstechnische Zwecke) von allen Bau- und Be-
triebsflächen gesondert abzutragen, zu sichern und zur späteren Wiederverwen-
dung zu lagern. Zur Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit und zum Schutz vor Erosion 
sind Oberbodenmieten spätestens nach 6 Wochen mit geeignetem Saatgut (Luzer-
ne oder andere stark wurzelnde Leguminosen) einzusäen. Nach Möglichkeit sind 
zumindest die obersten 30 cm   des Bodenprofils wieder auf dem Baugrundstück 
einzubringen. 

 
Unbelasteter Erdaushub ist nach Möglichkeit einer Wiederverwendung zuzuführen.  

 
 Unvermeidbare Belastungen des Bodens (Verdichtung, Vermischung mit Fremdstof-

fen) sind nach Beendigung der Baumaßnahme zu beseitigen. Die Bauarbeiten sind 
so durchzuführen, dass eine Verschmutzung des Bodens ausgeschlossen bleibt. 

 
Die im Bebauungsplan gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB gekennzeichnete Grün-
landbrache ist dauerhaft zu erhalten und alle 1-2 Jahre zu mähen. Während der 
Bauphase darf die Fläche nicht als Lagerstätte für Materialien, Aushub, Abfälle oder 
Maschinen in Anspruch genommen werden, da dort eine wertvolle Reptilienpopula-
tion beheimatet ist und diese bestmöglich geschützt werden soll.  
 
Maßnahmen zur Beseitigung der Baum-, Strauch- und Krautschicht sowie baube-
dingte Beanspruchungen von Vegetation und Gehölzen (z.B. Anlage von Lagerplät-
zen, Aufschüttungen, Befahren von Vegetationsflächen) sind außerhalb der Brut- 
und Aufzuchtzeit wildlebender Vogelarten (Zeitraum für Revierbesetzung, Balz und 
Brut bis zum Ausfliegen der Jungtiere) durchzuführen. Die Beseitigung der Vegeta-
tion ist innerhalb des Zeitraumes vom 1. Oktober bis 29. Februar durchzuführen.   
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12. Ausgleichsmaßnahmen / Grünordnung 

 Zur Ein- und Durchgrünung sowie für den naturschutzrechtlichen Ausgleich sind auf 
den gekennzeichneten Flächen heimische Sträucher gemäß der Artenliste zu pflan-
zen. Zusätzlich sind in die Pflanzung Hochstämme zu integrieren. 

 

 Auf jedem Baugrundstück ist je angefangene 300 m² Grundstücksfläche 1 heimi-
scher Laubbaum oder Obsthochstamm gemäß Artenliste zu pflanzen. Sofern auf 
dem Grundstück eine Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern oder sonsti-
gen Bepflanzungen festgesetzt wurde, ist mindestens 1 Baum davon in diesen 
Pflanzstreifen zu integrieren. Andererseits ist mindestens 1 weiterer Baum außer-
halb der festgesetzten Flächen zu pflanzen. 

 
 Die öffentlichen Grünflächen ohne Festsetzungen zum Erhalt oder zur Pflanzung 

von Gehölzen bzw. für Schutz, Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft 
sind als Grünflächen zu gestalten, zu erhalten und zu pflegen. 

 

13. Flächen für Rückhaltung und Versickerung von Nie-
derschlagswasser 

Im WA-Gebiet ist gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB anfallendes Niederschlagswas-
ser aus der Dachentwässerung in einer auf der privaten Grundstücksfläche gelege-
nen Regenrückhalteeinrichtung (z.B. Versickerungsmulde, Zisterne, naturnaher 
Teich usw.) aufgrund einer steigenden Zahl von Starkregenereignissen und zur För-
derung der Grundwasserneubildung zu sammeln und zu speichern. Bei der Anlage 
der jeweiligen Regenrückhalteeinrichtung ist darauf zu achten, dass aufgrund der 
Hanglage der Grundstücke keine Vernässungen oder Hangrutschungen an Nach-
bargrundstücken ausgelöst werden. 
 
Das Fassungsvermögen der Rückhalteeinrichtung muss mindestens 20 Liter pro qm 
versiegelter Grundstücksfläche betragen. Der Nachweis hinsichtlich der Dimensio-
nierung ist im Baugenehmigungsverfahren zu führen. 
 
Überschüssiges Wasser ist durch einen Überlauf in die Regenwasserkanalisation 
einzuleiten. 

 

14. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

Für die Hauptgebäude sind nur geneigte Dächer, (Walm-, Sattel- oder gegeneinan-
der versetzte Pultdächer) zulässig. Die zulässige Dachneigung für die Hauptdach-
flächen der Gebäude beträgt 25° bis 45°. Aneinanderstoßende Gebäude müssen 
gleiche Dachneigungen aufweisen.  

 
 Für Garagen und untergeordnete Nebenanlagen sind auch Flachdächer zulässig. 

Die zulässige Dachneigung beträgt 0° bis 45°. Flachdächer < 25° sind verpflichtend 
zu begrünen, um die Niederschlagswasserrückhaltung zu verbessern. 

 
Dachbegrünungen sind ausdrücklich zulässig. Wenn technisch erforderlich, kann bei 
begrünten Dächern die im Bebauungsplan festgelegte Mindestdachneigung unter-
schritten werden. 
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15. Immissionsschutz 

Lärmimmissionen: 
Die geplante Wohnbebauung entsteht in der Nachbarschaft eines vorhandenen 
Gewerbebetriebs und der Zu- und Abgangsverkehr des Hotel- und Gaststättenbe-
triebes erfolgt durch ein angrenzendes Wohngebiet. Daher wurde von der Gemein-
de eine Schalltechnische Bewertung in Auftrag gegeben, um im Rahmen der wei-
tergehenden Planung (Bebauungsplan) mögliche Konflikte infolge von 
Lärmbelastungen aufzuzeigen, bzw. den Nachweis der Unbedenklichkeit bezüglich 
des Schallschutzes zu führen.  
 
Da im Hotel- und Gaststättenbetrieb keine besonderen Lärmquellen (wie z.B. Disko-
theken) betrieben werden, sondern in erster Linie ein Übernachtungsangebot zur 
Verfügung steht, kommt die im November 2005 durchgeführte schalltechnische Be-
wertung zu dem Ergebnis, dass aus schalltechnischer Sicht keine Konflikte zwi-
schen dem Hotel- und Gaststättenbetrieb und dem Allgemeinen Wohngebiet beste-
hen und die Planung im Einklang mit den Immissionsvorschriften steht. 
 
Weitere Lärmimmissionen ergeben sich aus dem nahegelegenen Eisenbahnbetrieb 
und durch die Erhaltung der Betriebsanlagen. Die Bahnstrecke ist planfestgestellt, 
sodass keine Entschädigungsansprüche oder Ansprüche auf Schutz- oder Ersatz-
maßnahmen gegenüber der DB AG gestellt werden können. Außerdem befindet 
sich das Plangebiet in einem militärischem Fluggebiet (Militärflugplatz Spangdah-
lem). Daraus ergeben sich ggf. weitere Lärm- und Abgasimmissionen (s. Kap. 18). 
 
Geruchsimmissionen 
Der größte Teil der durch den Änderungsbereich in Anspruch genommenen land-
wirtschaftlich genutzten Flächen sowie die südlich an das Plangebiet angrenzenden 
Flächen werden derzeit von einem landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetrieb als 
Weideflächen bewirtschaftet. Eine gemeindliche Verordnung, die das Ausbringen 
von Gülle in einem Abstand von bis zu 100 m zu Wohngebieten untersagte, wurde 
zwischenzeitlich aufgehoben. Die Anlieger des Plangebietes müssen daher mit 
zeitweiligen Immissionsbelästigungen (wie z.B. Geruch, Staub) aufgrund der ortsüb-
lichen Bewirtschaftung angrenzender landwirtschaftlicher Flächen rechnen. Es be-
findet sich jedoch kein immitierender Betrieb in unmittelbarer Nähe des Baugebie-
tes, so dass hier keine permanenten Immissionskonflikte auftreten können.  
 
Die Problematik der Vereinbarkeit mit der Landwirtschaft stellt sich aufgrund des 
Heranrückens an die landwirtschaftliche Nutzung. Die im Rahmen der Änderung des 
Flächennutzungsplanes von der Landwirtschaftskammer geforderte gutachterliche 
Prüfung (auf der Grundlage der Geruchsimmissionsrichtlinie, GIRL) ist nach Auffas-
sung der Verwaltung nicht durchzuführen, denn die angesprochenen potentiellen 
Konflikte beschränken sich lediglich auf eine begrenzte Anzahl von Tagen im Jahr 
durch die Ausbringung von Dungstoffen (Gülle) auf den landwirtschaftlichen Flächen 
in weiterer und näherer Umgebung zum Baugebiet.  
 
Eine Geruchsimmission aus landwirtschaftlichen Düngemaßnahmen o.ä. ist nach 
den Richtlinien jedoch erst dann relevant, wenn sie als erhebliche Belästigung zu 
werten ist, d.h. wenn die Gesamtbelastung den maßgeblichen Immissionsgrenzwert 
überschreitet. Bei diesem Immissionsgrenzwert handelt es sich um die relative Häu-
figkeit der Geruchsstunden. Hier wird für Allgemeine Wohngebiete der Faktor 10 % 
der Gesamtjahresstunden angegeben. Bei einer Gesamtjahresstundenzahl von 
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8.760 Stunden ist der Grenzwert für ein Wohngebiet erst dann überschritten, wenn 
die Immissionen an mind. 876 Stunden = 36,5 Tagen auftreten. 
 
Bei der Ausbringung von Dungstoffen (wie z.B. Gülle) handelt es um Arbeiten die 
auf einer Fläche in der Regel nur zwei- bis dreimal jährlich durchgeführt werden und 
dann eine Geruchsbelästigung für ca. zwei bis drei Tage hervorrufen. Der Grenz-
wert nach der GIRL-Richtlinie wird somit nicht erreicht. Im Übrigen ist das sach- und 
fachgerechte Ausbringen von Gülle allgemeiner Stand der Landwirtschaftstechnik 
und auch unter den Vorgaben der Gülleverordnung möglich. Beschwerden wegen 
Geruchsbelästigungen aufgrund der ordnungsgemäßen und ortsüblichen Bewirt-
schaftung angrenzender landwirtschaftlicher Flächen kann nicht abgeholfen werden 
(siehe Hinweise und Empfehlungen).  
 
Die Problematik der Vereinbarkeit der derzeitigen landwirtschaftlichen Nutzung mit 
der Festsetzung des Allgemeinen Wohngebietes und dem damit verbundenen Flä-
chenverlust kann durch Vereinbarungen mit dem betroffenen Landwirt (ggf. durch 
die Bereitstellung oder Vermittlung von Ersatzflächen) gelöst werden. Da für Bau-
leitplanung, Umlegung, Vorbereitung und Erschließung noch einige Zeit bis zur Rea-
lisierung erster Bauvorhaben vergeht, bleibt noch genügend Zeit für entsprechende 
einvernehmliche Regelungen. Damit ist dann insgesamt der Bestandsschutz für die 
derzeitige Bewirtschaftungsform gewährleistet.  
 

16.  Durchführung und wesentliche Auswirkung des Be-
bauungsplanes, Bodenordnung 

Um die Änderung des Bebauungsplans entsprechend der planerischen Vorgabe re-
alisieren zu können, ist eine Umlegung gemäß § 45 BauGB erforderlich. 
 
Bodenordnende Maßnahmen in Form von Parzelleneinteilungen und Grenz-
regelungen werden notwendig, da sich nur ein geringer Teil der Flächen im Eigen-
tum der Gemeinde befindet und daher nicht dem Bedarf entsprechend parzelliert 
werden kann. 
 

17. Kosten 

Die für die Herstellung der öffentlichen Verkehrsflächen erforderlichen Grundstücke 
sollen im Rahmen der Umlegung ausgeschieden und der Gemeinde zugeteilt wer-
den. 
 
Die durch die Erschließung des Baugebietes entstehenden Kosten sind nach Bau-
gesetzbuch zu ermitteln und gemäß Satzung anteilmäßig auf die erschlossenen 
Baugrundstücke zu verteilen. Der gemeindliche Anteil muss vor Baubeginn im Ver-
mögenshaushalt bereitgestellt werden. 
 

18. Hinweise und Empfehlungen 

Einfriedungen: 
Für Grundstückseinfriedungen werden folgende Heckenpflanzen empfohlen: 
Hainbuche     (Carpinus betulus), 
Eingriffliger Weißdorn   (Crataegus monogyna), 
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Rotbuche     (Fagus sylvatica), 
Gemeiner Liguster       (Ligustrum vulgare) 

 

Böschungen und Randeinfassungen der verkehrlichen Erschließung 
Damit die Randeinfassungen der öffentlichen Verkehrsanlagen mit ihrer Hinterkante 
dem Grenzverlauf entsprechen, ergibt sich ggf. die Notwendigkeit, die Betonrücken-
stützen auf den privaten Grundstücksflächen herzustellen. Dies ist von den Eigen-
tümern zu gestatten. 
 
Ferner ergeben sich aufgrund der Hängigkeit des Geländes beim Bau der Verkehrs-
anlagen Aufschüttungen und Abgrabungen, die in die privaten Grundstückflächen 
hineinragen und von den Eigentümern zu dulden sind. Beim späteren Straßen-
ausbau können sich hier noch geringfügige Abweichungen gegenüber den in der 
Planzeichnung dargestellten Abgrabungs- und Aufschüttungsflächen ergeben.  

 
Grundwasser 
Der Grundwasserstand im Planbereich liegt bei weniger als 5 m unter Flur. Daher 
wird in den Bebauungsplan ein entsprechender Hinweis aufgenommen, dass keine 
schädlichen Veränderungen der Beschaffenheit des Grundwassers eintreten dürfen 
und dass bei der Planung unterirdischer Anlagen (Keller, Garagen etc.) bauliche 
Maßnahmen (z.B. Abdichtung) zum Schutz vor hohen Grundwasserständen zu be-
rücksichtigen sind.  
 

Denkmalpflege 
Gemäß §§ 15 und 16 DSchG NW (Meldepflicht und Verhalten bei der Entdeckung 
von Bodendenkmälern) ist, beim Auftreten archäologischer Bodenfunde oder Be-
funde, die Gemeinde als Untere Denkmalbehörde oder das Rheinische Amt für Bo-
dendenkmalpflege, Außenstelle Nideggen, Zehnthofstr. 45, 52385 Nideggen, Tel. 
02425/9039-0, Fax: 02425/9030-199 unverzüglich zu informieren. Bodendenkmal 
und Fundstelle sind zunächst unverändert zu erhalten. Die Weisung des Rheini-
schen Amtes für Bodendenkmalpflege für den Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten. 
 
Anschüttungen und Abgrabungen 
Bei der Errichtung von Bauwerken, die gleichzeitig in gewachsenem Fels und in an-
geschüttetem Boden gründen, ist zu beachten, dass Gründungen auf unterschiedli-
chen Bodenarten zu Setzungsunterschieden und evtl. zu Risseschäden führen kön-
nen. Außerdem wird empfohlen selbstständige Anschüttungen und Abgrabungen 
auf 1 m zu begrenzen. 
 
Immissionsbelästigungen durch landwirtschaftliche Nutzung 
Die Anlieger des Baugebietes müssen mit folgenden zeitweiligen Einschränkungen 
aufgrund der ordnungsgemäßen und ortsübliche Bewirtschaftung angrenzender 
landwirtschaftlicher Flächen rechnen: 
  -   Geruchsimmissionen beim Ausbringen von Gülle, Stallmist oder Jauche. 

-   Staubimmissionen beim Ausbringen bestimmter Handelsdünger und bei der 
Bodenbearbeitung bei trockener Witterung, 

-   Lärmimmission beim Einsatz landwirtschaftlicher Maschinen auf den Nutzflä-
chen. 

Beschwerden wegen deren Auswirkungen kann nicht abgeholfen werden. 
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Immissionsbelästigung durch Eisenbahnbetrieb 
Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Betriebsanlagen entstehen Im-
missionen. Entschädigungsansprüche oder Ansprüche auf Schutz- oder Ersatz-
maßnahmen können gegen die DB AG nicht geltend gemacht werden, da die Bahn-
strecke eine planfestgestellte Anlage ist. 
 
Immissionsbelästigung durch militärisches Fluggebiet 
Das Plangebiet befindet sich im Bereich des Militärflugplatzes Spangdahlem. Daher 
ist mit Lärm- und Abgasimmissionen zu rechnen. 
 
Außenbeleuchtung 
Aus Gründen des Insektenschutzes und zum Schutz von Fledermausarten ist bei 
der Notwendigkeit einer Außenbeleuchtung die Verwendung von LED mit warmwei-
ßer Lichtfarbe ratsam. Um die Lichtwahrnehmung der Insekten zu verhindern / ver-
ringern, sollte das Abstrahlspektrum nicht unterhalb von 400 nm liegen. Außerdem 
sollte darauf geachtet werden, dass Lampen nicht in den oberen Halbraum abstrah-
len. Um das Eindringen von Insekten vermeiden, sollten vollständig gekapselte 
Lampengehäuse verwendet werden. 
 
Schutz vor Vogelschlag 
Bei der Einplanung von großen Fensterfronten wird empfohlen vogelfreundliches 
Glas zu verwenden, um Vogelschlag zu vermeiden. Es sollte ein reflektionsarmes, 
nicht spiegelndes Glas mit geprüftem Vogelschutzmuster verwendet werden. Auf-
klebbare Greifvogel-Silhouetten und sogenannte „Birdpens“ sind leider wirkungslos 
und sollten nicht verwendet werden. Beispiele befinden sich in der Broschüre 
„Schmid, H., W. Doppler, D. Heynen & M. Rössler (2012): Vogelfreundliches Bauen 
mit Glas und Licht. 2. überarbeitete Auflage. Schweizerische Vogelwarte Sempach“. 
Zudem sollte auf Übereckverglasungen verzichtet werden. 
 
Fledermauskästen 
Es wird empfohlen an der Außenfassade oder im Dachbereich geplanter Bauvorha-
ben Einschlupfmöglichkeiten für Fledermäuse zu schaffen. Hierzu können geeignete 
Fledermauskästen in die Fassade eingelassen werden (z.B. Einbausteine) oder 
Flachkästen an der Fassade angebracht werden. 
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